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Der I I .  Z ivilsenat des Bundesgerichtshofs 
hat auf die mündliche Verhandlung vom 24. Mai 1976 
durch den Vorsitzenden Richter Stimpel und die Richter 
Dr. Schulze, Fleck, Dr. Kellermann und Dr. Skibbe

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird 
das U rte il des 9* Z ivilsenats des Ober­
lande sgerichts Nürnberg vom 9. J u li  1975 
aufgehoben und d ie  Sache zur and er weiten 
Verhandlung und Entscheidung -  auch über 
die Kosten der Revision -  an das Beru­
fungsgericht zurück verwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Durch sch riftlich en  Vertrag vom 10. J u li  1973 ver­
kaufte die Beklagte ihren Kommanditanteil an der Kommandit­
gesellschaft B eflB B  & Co. ("Firma BeMHHBln) an die 
Klägerin zu 1 ("die Klägerin") und den Kläger zu 2 
("den Kläger") zu einem auf der vorläufigen Bilanz zum 
31. Dezember 1972 basierenden Preis von einstweilen ins­
gesamt 1,925 Mio. DM, wovon 30 % = 577.500 DM innerhalb 
der ersten  14 Tage und weitere 10 % = 192.500 DM bis zum 
1. Oktober 1973 zu zahlen waren. Die Kläger zahlten 
90.000 DM sofort uid 16.081 DM am 16. August 1973 und 
gaben der Beklagten a ls Sicherheit Wertpapiere im Wert 
von etwa 84.000 DM. Mit einem vom 19. September 1973
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datierten  Brief forderte die Beklagte die Kläger auf, 
b is spätestens 1. Oktober 1973 weitere 563.919 DM 
zu zahlen, und fügte hinzu: "Nach ergebnislosem Ab­
lauf d ieser F r is t müBte ich wegen Nichterfüllung 
Ih re rse its  die Annahme Ihrer Leistung ablehnen und 
Schadehsersatz wegen Nichterfüllung verlangen ."
Sie sandte den Klägern diesen Brief am 1« Oktober 1973 
zu und verlängerte dabei die F ris t bis zum 15. Oktober.
Mit Schreiben vom 4. Oktober 1973 lehnte s ie  eine weitere 
Verlängerung nzum gegenwärtigen Zeitpunktn ab. Unter dem 
2. November 1973 schrieb der Ehemann der Beklagten an die 
Kläger unter anderem, "daß die Vertrags Verhandlungen 
wegen Nichterfüllung Ih re rse its"  gescheitert seien. Die 
Wertpapiere md 6.000 DM Anzahllang erh ie lten  die Kläger 
zurück. Gegenüber dem weit ergehenden Rück Zahlungsanspruch, 
den die Kläger zu einem Teilbetrag von 50.000 DM nebst 
Zinsen in  diesem R echtsstreit geltend machen, hat die 
Beklagte mit Schadensersatzansprüchen wegen Nichterfüllung 
auf gerechnet •

Die Kläger machen geltend, das Wirksamwerden des 
Kaufvertrages se i davon abhängig gewesen, daß dem Kläger 
-  wie es u n s tre itig  beabsichtigt war -  M itgeschäfts­
führungsbefugnis in  der Fa. BeHHBfe eingeräumt würde, 
was nicht geschehen s e i .  Davon abgesehen se i dem Ehemann 
der Beklagten, der für d iese die gesamten Vertragsverhand- 
lungen geführt habe, ihre -  der Kläger -  Unfähigkeit, den 
Kaufpreis in  bar zu zahlen, bekannt gewesen. Aufgrund 
seiner Zusagen hätten sie  darauf vertrauen dürfen, daß 
er ihnen helfen werde, den Kaufpreis im Kreditwege auf ▼ 
zubringen. Das habe er jedoch nicht getan. Schließlich 
haben die Kläger den Kaufvertrag wegen a rg lis tig e r  Täuschung 
angefechten.
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Die Vor Instanzen haben die Beklagte antragsgemäß 
zur Zählung von 30.000 IM nebst Zinsen v e ru r te i lt .
Mit der Revision, die die Kläger zurückftnreisen bean­
tragen , verfo lg t die Beklagte ihren Klagabweisungs-  
antrag w eiter.

Etatscheidungsgründe:

Die Revision i s t  begründet.

1. Das Berufungsgericht meint in  e rs te r  Linie, die 
Kläger könnten die Kaufpreisanzahlung deshalb zurück- 
verlangen, w eil s ie  sie  tro tz  Unterzeichnung des Kauf­
vertrages nicht geschuldet hätten . Gegenstand der Ver­
tragsverhandlungen se i nicht nur der Verkauf des 
Kommanditanteils der Beklagten gewesen. Zu dem Gesamt­
vertragswerk, das am 10. Ju li  1973 habe unterzeichnet 
werden so lle n , hätten außer dem Kaufvertrag nebst Er­
läuterungen und Handelsregisteranmeldungen, einem 
neuen Kommanditgesellschaftsvertrag und einem Schieds- 
vertrag  noch drei weitere Urkunden gehört, nämlich

a) eine Vereinbarung über Patent- und Lizenzfragen 
laid Übergangs regelungen anläßlich der Änderung 
der Zusammensetzung der G esellschafter der
Fa. B efll^V  ( "Übergangs regelung"),

b) eine Vereinbarung über den E in tr i t t  des Klägers
in die Geschäftsführung der Fa. B e H B ^  (" E in tr i t ts -  
Vereinbarung " ) und

c) die Satzung der noch zu gründenden BflHI Verwaltungs- 
GmbH.
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Die E intrittsvereinbarung und die GabH-Satzung seien 
nicht unterschrieben worden* Das bedeute zugleich, 
daß auch der Kaufvertrag n ich t wirksam geworden s e i;  
denn der E in tr i t t  des Klägers in die Geschäftsführung 
habe für beide Kläger eine "ganz wesentliche Bedingung 
des Gesamt Vertragwerks,f dargestellt*  Gegen diese Be­
gründung wendet sich die Revision mit Recht*

Allerdings bestehen keine rechtlichen Bedenken 
gegen die Annahme des Berufungsgerichts, die Wirksamkeit 
des Kaufvertrages habe davon abhängen so llen , daß der 
Kläger das Recht e rh ie lt ,  in  die Geschäftsführung der 
Fa* BeflBBl einzutreten* Diese Abhängigkeit ergibt 
sich schon aus Abschnitt I  3 und 4 des Kaufvertrages, 
wo es h e iß t:

"(3) Es wird vereinbart, daß in  Zukunft die
Geschäftsführung der Fa* von Herrn B e r ^ ^ "
(dem bisherigen persönlich haftenden Ge­
se llsc h a fte r; "und Herrn StflR" (dem Kläger) 
"gemeinsam und gleichberechtigt wahrge­
nommen wird*"

"(4) Alle G esellschafter sind .* . mit der vorge­
sehenen Regel nag für die Geschäftsführung 
einverstanden*"

Die Revision zieht die Verknüpfung des Kaufvertrages 
mit der Befugnis des Klägers, die Mitgeschäftsführung in  
der Fa* BeflBBl zu übernehmen, g le ich fa lls  n icht in  
Zweifel* Sie macht aber mit Recht geltend, daß der Kläger 
jedenfalls nach Lage der Akten diese Befugnis auch ohne 
die Unterzeichnung der "E intrittsvereinbarung" gehabt 
haben würde.



Das lä ß t sich entgegen ih rer Ansicht aus dem 
Kaufvertrag se lb st a llerd ings nicht h e rle iten ; denn 
d ieser i s t  nur zwischen den Parteien geschlossen worden. 
Der Ehemann der Beklagten hat ihn nur fü r d iese, n icht 
auch für B e r^ B  und die Kommandi t i s  t in  R o ^ H H ^  
unterschrieben. Auch macht die Revision zu Unrecht 
geltend, daß sich die von dem Berufungsgericht fü r 
entscheidend gehaltene E in tr i t ts  Vereinbarung mit der 
Mitgeschäftsführung des Klägers in  der Fa. B eH B ft 
überhaupt n ich t befasse. Ihr i s t  zwar einzuräumen, 
daß in  den ersten  Abschnitten d ieser Vereinbarung nur
von der Errichtung einer Komplementär-GotoH und der 
Geschäftsführung in dieser die Rede i s t .  Des weiteren 
heißt es in  der E intrittsvereinbarung jedoch:

"(4) Es i s t  der Wunsch der Vertragschließenden, 
daß Herr S tM ) sobald wie möglich an der 
Geschäftsführung mitwirkt. Herr StflB wird 
daher der G esellschaft spätestens ab 1. Ok­
tober 1973 zur Verfügung s te h e n .”

"(5) Die A rbeitste i lung zwischen Herrn Bei 
und Herrn StflD wird bei Gründung der 
Komplementär-GntoH durch eine Geschäfts­
ordnung geregelt, die die G esellschafter­
versammlung e r lä ß t. Bis dahin g i l t  folgendes:

Grundsätzlich so ll Herr Be:
Herr i s t  für die kaufmännische Leitung
zuständig . . . .
Alle für die G eschäftspblitik  und die Ge­
schäfts entwicklung bedeutsamen Entscheidungen 
und wichtigen Finanz ent Scheidungen sollen 
von den beiden Herren gemeinsam getroffen 
werden."
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Käme es nur auf diese Vereinbarung an, so würde, da 
sie n icht unterzeichnet worden i s t ,  das Berufungs­
gerich t mit Recht davon aus gegangen se in , daß der 
Kläger nicht ohne weiteres die Möglichkeit gehabt 
habe, in  die Geschäftsführung e inzu tre ten . Oie Revision 
verweist aber zutreffend auf Hr, 5 und 6 der "Übergangs­
regelung ":

"(5) Bis zur Gründling der BflBBI Verwaltungs-GmbH 
a ls Komplementär-Gesell schaft t r i t t  Herr 
S t lB  als Geschäftsführungsmitglied in  die 
Firma ein. Ihm wird für die Übergangszeit 
Einzelprokura e r t e i l t ,

(6) Herr StflB wird spätestens ab 1. Oktober 1973 
für die Geschäftsführung hauptamtlich zur Ver­
fügung stehen. Er e rh ä lt für diese Tätigkeit 
ein Gehalt von Brutto 3.000 DM monatlich b is 
zur Gründung der Komplementär-(habH."

Diese Übergangsregelung hat der Ehemann der Beklagten 
auch für die M itgesellschafter B e r ^ P  und R o H H  
unterschrieben. Die Kläger haben nicht behauptet, er 
habe dabei ohne Vertretungsmacht gehandelt. Ebenso wenig 
haben sie  geltend gemacht, der Kläger habe zwar am 
1. Oktober 1973 die Mitgeschäftsführung in  der Fa, BeB- 
WKB übernehmen wollen, sei daran jedoch durch die Mit­
gesellschafter gehindert worden und könne das im Rahmen 
der Abwicklung des Kaufvertrages auch der Beklagten 
entgegenhalten. Aber se lb s t wenn ihm das E in tr i t ts  recht 
zu d ieser Zeit s t r e i t ig  gemacht worden wäre, bliebe zu 
prüfen, ob die Kläger nicht ih re rse its  mit der Zahlung 
b e re its  im Verzüge waren.
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Das angefochtene U rte il läß t nicht erkennen, 
warum das Berufungsgericht gleichwohl auf die Nicht -  
Unterzeichnung der E intrittsvereinbarung abgeste llt 
hat« Es kann jedenfalls nach dem Akteninhalt nicht 
ausgeschlossen werden, daß der Kläger schon auf Grund 
der Über gangs rege lung zur Nitgeschäftsführung in  der 
Firma B eH H B  befugt gewesen wäre« Die Ansicht der 
Revisionserwiderung, in  den Absätzen 5 und 6 der Über­
gangsregelung se i dem Kläger die Mitgeschäftsführungs­
befugnis noch nicht eingeräumt, sondern led ig lich  in  
Aussicht g e s te l l t  worden, finde t jedenfalls im Wortlaut 
d ieser Bestimmungen keine Stütze«

In der Berufungsinstanz scheint die Beklagte zwar 
se lb st davon aus gegangen zu se in , daß nur die E in t r i t t s ­
vereinbarung den Anspruch des Klägers auf Mitgeschäfts­
führung hätte  begründen können (vgl« den BU S. 12 oben 
auszugsweise wiedergegebenen Vortrag der Beklagten auf 
S« 2 u« 6 des Schriftsatzes vom 13. 6« 1975 = GA 100 
u« 105 sowie S« 1 u« 6 der Berufungsbegründung = GA 66 
u« 71 ) • Dieser Umstand h ä tte  das Berufungsgericht aber 
nicht der Notwendigkeit entheben, bei der Frage, ob 
die Wirksamkeit des Kaufvertrages von der Unterzeichnung 
der E in tr i t ts  Vereinbarung abhängig gewesen s e i, die von 
den Parteien zum Gegenstand ihres Vorbringens gemachte 
Übergangsregelung g le ich fa lls  auszuwerten oder -  da der 
Vortrag der Parteien das n ich t ohne w eiteres ergab -  dar­
zulegen, warum es darauf n ich t ankomme«
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2* Auf S. 11 seines U rte ils  sagt das Berufungs­
gericht noch: "Nicht unerwähnt" so lle  "weiter b leiben", 
daß von dem Nicht Zustandekommen des Kaufvertrages "offen­
s ich tlich  die Beklagte se lb st . . .  früher aus ge gangen
is t"*  Es beruft sich dafür auf die Rückzahlung des T e il­
betrages von 6*000 DM, die Rückgabe der von den Klägern 
sicherungshalber zur Verfügung g es te llten  Wertpapiere 
und die Nrn. 7 und 9 des Schreibens an d ie Kläger vom 
2* November 1973* Der Umstand, daß es die in  alledem 
zum Ausdruck gekommene Ansicht der Beklagten nur "nicht 
unerwähnt" lassen w ollte, sch ließ t jedoch die Annahme 
aus, ihm würde das a lle in  genügt haben, das Fehlen des 
rechtlichen Grundes fü r die Kaufpreisanzahlung festzu­
stellen* Davon abgesehen frag t es s ich , ob der Ehemann 
der Beklagten mit dem Schreiben vom 2* November 1973» 
das das Berufungsgericht nur auszugsweise gewürdigt hat, 
ta tsäch lich  Verhandlungen über den Abschluß eines noch 
nicht zustande gekommenen Kaufvertrages ab brechen oder 
ob er mit ihm nicht vielmehr die Konsequenzen aus der 
Nichterfüllung des nach seiner Ansicht b e re its  wirksam 
gewordenen Kaufvertrages ziehen wollte* Insoweit rügt 
die Revision mit Recht die Briefe vom 19» September 
sowie 1. und 4. Oktober 1973 (GA Bl* 80, 79 und 78) 
a ls  übergangen •

3# Die Parteien stimmen zwar heute darin überein, 
daß der Kaufvertrag n ich t mehr e r f ü l l t  werden s o ll .
Für die Frage, ob und gegebenenfalls in  welchem Umfange 
die Kläger ih re Anzahlung zurückverlangen können, i s t  
aber -  davon geht auch das Berufungsgericht aus -  erheb­
l ic h ,  ob e r n ich t wirksam geworden i s t  oder ob der Beklagten
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auf Grund der ln den vorerwähnten Briefen erfolgten 
Fristsetzung ein  Schadensersatzanspruch wegen Nicht­
erfüllung nach § 326 Abs. 1 Satz 2 BGB zusteht.

Damit das von dem Berufungsgericht erneut geprüft 
werden kann, muß dessen U rte il aufgehoben und die Sache 
zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung zurück­
verwiesen werden.

Stimpel Dr. Schulze Fleck Dr. Kellermann Dtr. Skibbe
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